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1. Vorbemerkungen  

In der Rechtssache Kreil hatte der EuGH die Frage zu beantworten, ob die 
Bestimmung des Art. 12a Abs. 4 GG, wonach Frauen in der Bundeswehr der 
Dienst an der Waffe nicht erlaubt ist, der Gleichbehandlungsrichtlinie 
76/207/EWG (ersetzt durch Richtlinie 2006/54/EG) zuwiderläuft. Die Kreil-
Entscheidung war bereits die zweite, die sich mit der Frage des Zuganges von 
Frauen zu den Streitkräften beschäftigte. Schon in der Rechtssache Sirdar (Rs. 
C-273/97, Slg. 1999, S. I-7403) hatte der EuGH dazu Stellung genommen. Der 
Zugang zu den Streitkräften ist der Anwendung der RL 76/207/EWG nicht 
entzogen. Zum einen ist die RL grundsätzlich auch auf öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse, also auch auf Soldaten, anwendbar. Zum anderen hat der 
EuGH in einer durch die zu entscheidenden Fälle nicht veranlassten 
Allgemeinverbindlichkeit festgestellt, dass mitgliedstaatliche Maßnahmen der 
Verteidigung der Geltung des Unionsrechts nicht schlechthin entzogen sind. 
Letzteres ergibt sich aus einer teleologisch-systematischen Auslegung des 
AEU-Vertrages, der nur in bestimmten Fällen für den Bereich der öffentlichen 
Sicherheit – zu dem neben der inneren auch die äußere Sicherheit zählt – 
ausdrücklich Ausnahmen zulässt. Der EuGH unterstreicht, dass die 
Mitgliedstaaten bei der Anwendung von Ausnahmebestimmungen zum Recht 
auf Gleichbehandlung an den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gebunden sind. 
Während der EuGH im Fall Sirdar Beschränkungen des Zugangs zu 
Spezialeinheiten der britischen Armee nach Art. 2 Abs. 2 der RL als zulässig 
ansah, sah er im generellen Verbot des Art. 12a Abs. 4 GG a.F. keine 
Ausnahme mehr und daher eine Verletzung der Gleichbehandlungsrichtlinie. 

 
 
2. Sachverhalt 
Frau Kreil, eine ausgebildete Elektronikerin, bewarb sich für den 

freiwilligen Dienst in der Bundeswehr mit dem Verwendungswunsch 

Instandsetzung (Elektronik). Ihr Antrag wurde von den zuständigen 

Behörden der Bundeswehr mit der Begründung abgelehnt, es sei gesetzlich 

ausgeschlossen, dass Frauen Dienst mit der Waffe leisten. Gegen diese 

Ablehnung erhob Frau Kreil Klage vor dem zuständigen 

Verwaltungsgericht. Dieses hat das Verfahren ausgesetzt und dem EuGH 

die Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt, ob die Richtlinie 76/207/EWG 

der Anwendung nationaler Bestimmungen entgegensteht, welche die Frauen 
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vom Dienst mit der Waffe ausschließen und ihnen nur den Zugang zum 

Sanitäts- und Militärmusikerdienst erlauben. Der Gerichtshof hat diese 

Frage bejaht. 

 

 

3. Aus den Entscheidungsgründen 

15      Wie der Gerichtshof in Randnummer 15 des Urteils vom 26. Oktober 
1999 in der Rechtssache C-273/97 (Sirdar, Slg. 1999, I-7403) ausgeführt hat, ist 
es Sache der Mitgliedstaaten, die die geeigneten Maßnahmen zur 
Gewährleistung ihrer inneren und äußeren Sicherheit zu ergreifen haben, die 
Entscheidungen über die Organisation ihrer Streitkräfte zu treffen. Daraus 
ergibt sich jedoch nicht, daß derartige Entscheidungen vollständig der 
Anwendung des Gemeinschaftsrechts entzogen wären. 

16      Der Vertrag sieht nämlich, wie der Gerichtshof bereits festgestellt hat, 
Ausnahmen aus Gründen der öffentlichen Sicherheit nur in den Artikeln 36, 
48, 56, 223 (nach Änderung jetzt Artikel 30 EG, 39 EG, 46 EG und 296 EG) 
und 224 (jetzt Artikel 297 EG) vor; diese betreffen ganz bestimmte 
außergewöhnliche Fälle. Aus ihnen läßt sich kein allgemeiner, dem Vertrag 
immanenter Vorbehalt ableiten, der jede Maßnahme, die im Interesse der 
öffentlichen Sicherheit getroffen wird, vom Anwendungsbereich des 
Gemeinschaftsrechts ausnimmt. Würde ein solcher Vorbehalt unabhängig von 
den besonderen Tatbestandsmerkmalen der Bestimmungen des Vertrages 
anerkannt, so könnte das die Verbindlichkeit und die einheitliche Anwendung 
des Gemeinschaftsrechts beeinträchtigen (vgl. Urteile vom 15. Mai 1986 in der 
Rechtssache 222/84, Johnston, Slg. 1986, 1651, Randnr. 26, und Sirdar, 
Randnr. 16). 

17     Der Begriff der öffentlichen Sicherheit im Sinne der in vorstehender 
Randnummer genannten Artikel des Vertrages umfaßt aber sowohl die innere 
Sicherheit eines Mitgliedstaats, um die es in dem Verfahren ging, das dem 
Urteil Johnston zugrunde lag, als auch seine äußere Sicherheit, die Gegenstand 
des Verfahrens war, das zum Urteil Sirdar geführt hat (vgl. Urteile vom 4. 
Oktober 1991 in der Rechtssache C-367/89, Richardt und „Les Accessoires 
Scientifiques“, Slg. 1991, I-4621, Randnr. 22, vom 17. Oktober 1995 in der 

Rechtssache C-83/94, Leifer u.a., Slg. 1995, I-3231, Randnr. 26, und Sirdar, 
Randnr. 17). 

(…) 

20     Nach Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie haben die Mitgliedstaaten die 
Befugnis, solche beruflichen Tätigkeiten, für die das Geschlecht aufgrund ihrer 
Art oder der Bedingungen ihrer Ausübung eine unabdingbare Voraussetzung 
darstellt, vom Anwendungsbereich der Richtlinie auszuschließen, wobei 
jedoch daran zu erinnern ist, daß diese Bestimmung als Ausnahme von einem 
in der Richtlinie verankerten individuellen Recht eng auszulegen ist (vgl. 
Urteile Johnston, Randnr. 36, und Sirdar, Randnr. 23). 

(…) 

22     Ein Mitgliedstaat kann solche Tätigkeiten und die hierauf vorbereitende 
Berufsausbildung je nach Lage des Falles Männern oder Frauen vorbehalten. 
Die Mitgliedstaaten sind, wie sich aus Artikel 9 Absatz 2 der Richtlinie ergibt, 
in einem solchen Fall verpflichtet, die betreffenden Tätigkeiten in 
regelmäßigen Abständen zu prüfen, um unter Berücksichtigung der sozialen 
Entwicklung festzustellen, ob die Ausnahme von der allgemeinen Regelung der 
Richtlinie noch aufrechterhalten werden kann (vgl. Urteile Johnston, Randnr. 
37, und Sirdar, Randnr. 25). 

23     Bei der Festlegung der Reichweite der Ausnahme von einem Grundrecht 
wie dem auf Gleichbehandlung ist außerdem, wie der Gerichtshof in 
Randnummer 38 des Urteils Johnston und Randnummer 26 des Urteils Sirdar 
ausgeführt hat, der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten, der zu den 
allgemeinen Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts gehört. Danach dürfen 
Ausnahmen nicht über das hinausgehen, was zur Erreichung des verfolgten 
Zieles angemessen und erforderlich ist; ferner ist der Grundsatz der 
Gleichbehandlung soweit wie möglich mit den Erfordernissen der öffentlichen 
Sicherheit, die für die Bedingungen der Ausübung der jeweiligen Tätigkeiten 
bestimmend sind, in Einklang zu bringen. 

24     Die nationalen Stellen verfügen jedoch je nach den Umständen über 
einen bestimmten Ermessensspielraum, wenn sie die für die öffentliche 
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Sicherheit eines Mitgliedstaats erforderlichen Maßnahmen treffen (vgl. Urteile 
Leifer u.a., Randnr. 35, und Sirdar, Randnr. 27). 

25     Daher ist, wie der Gerichtshof in Randnummer 28 des Urteils Sirdar 
ausgeführt hat, zu prüfen, ob unter den Umständen des konkreten Falles die 
Maßnahmen, die die nationalen Stellen in Ausübung des ihnen zuerkannten 
Ermessens getroffen haben, tatsächlich das Ziel verfolgen, die öffentliche 
Sicherheit zu gewährleisten, und ob sie angemessen und erforderlich sind, um 
dieses Ziel zu erreichen. 

26     Wie in den Randnummern 5, 6 und 7 des vorliegenden Urteils 
festgestellt, stützt sich die Weigerung, die Klägerin des Ausgangsverfahrens in 
den Dienst der Bundeswehr einzustellen, in dem sie beschäftigt werden wollte, 
auf die Bestimmungen des deutschen Rechts, wonach Frauen vollständig vom 
Dienst mit der Waffe ausgeschlossen sind und ihnen nur der Zugang zum 
Sanitäts- und Militärmusikdienst erlaubt ist. 

27     In Anbetracht seiner Reichweite kann ein solcher Ausschluß, der für 
nahezu alle militärischen Verwendungen in der Bundeswehr gilt, nicht als eine 
Ausnahmemaßnahme angesehen werden, die durch die spezifische Art der 
betreffenden Beschäftigungen oder die besonderen Bedingungen ihrer 
Ausübung gerechtfertigt wäre. Die Ausnahmen im Sinne von Artikel 2 Absatz 
2 der Richtlinie können aber nur spezifische Tätigkeiten betreffen (vgl. Urteil 
Kommission/Frankreich, Randnr. 25). 

28      Im übrigen kann schon im Hinblick auf das Wesen der Streitkräfte die 
Tatsache, daß deren Angehörige zum Einsatz von Waffen verpflichtet sein 
können, für sich allein nicht den Ausschluss von Frauen vom Zugang zu 
militärischen Verwendungen rechtfertigen. Wie die deutsche Regierung erklärt 
hat, gibt es auch in den Diensten der Bundeswehr, zu denen Frauen Zugang 
haben, eine Ausbildung an der Waffe, die dem Personal dieser Dienste die 
Selbstverteidigung und Nothilfe ermöglichen soll. 

29     Somit konnten die nationalen Stellen auch unter Berücksichtigung des 
ihnen zustehenden Ermessens hinsichtlich der Möglichkeit, den betreffenden 
Ausschluß aufrechtzuerhalten, nicht ohne Verstoß gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit allgemein davon ausgehen, daß sämtliche bewaffneten 

Einheiten der Bundeswehr weiterhin ausschließlich aus Männern bestehen 
müssen. 

(…) 

31     Der vollständige Ausschluß von Frauen vom Dienst mit der Waffe 
gehört demnach nicht zu den Ungleichbehandlungen, die nach Artikel 2 
Absatz 3 der Richtlinie zum Schutz der Frau zulässig sind. 


